
1 

 

Ist ein halbleerer Theatersaal eine coronabedingt verbotene 
Großveranstaltung? 
Eine Bestandsaufnahme zu den aktuellen Coronaverordnungen der Bundes-
länder von Rechtsanwalt und Fachanwalt für Urheber- und Medienrecht Ulrich 
Poser, Hamburg - Berlin 
 
Nachfolgende Vorschriftensammlung soll zum einen die aktuelle Rechtslage wieder-
geben. Zum anderen sollen Veranstalter und Betreiber angehalten werden, die für 
sie einschlägigen, aber sich aufgrund der coronabedingten Dynamik ständig ändern-
den landesrechtlichen Regelungen im Auge zu behalten. 
 
Die gesetzliche Regelung der Corona-Verordnungen ist weitgehend Sache der ein-
zelnen Bundesländer. Im nachfolgenden Beitrag wird nicht nur auf die unterschiedli-
chen gesetzlichen Vorgaben zum Umgang mit Großveranstaltungen, sondern teil-
weise auch auf konkrete Vorgaben für kleinere Veranstaltungen eingegangen. Auf-
grund der Fülle von Veranstaltungsvarianten und Vorschriften kann dieser Beitrag 
jedoch nur exemplarischen Charakter haben und muss lückenhaft bleiben. Auch weil 
sich die Rechtslage dauernd ändert, muss jeder Veranstalter und Betreiber die in 
seinem Land geltende, aktuelle Corona-Verordnung mit den dazugehörigen Ausfüh-
rungsvorschriften im Augen behalten und immer wieder ausführlich durchgehen, um 
sicher zu gehen, was gerade erlaubt und was verboten ist. Es existieren zahlreiche 
weitere Verbote, z.B. von Tanzveranstaltungen u.a. und zahlreiche Ausnahmen, z.B. 
Gestattungen von Messen und Kongressen, welche in diesem Beitrag aus Kapazi-
tätsgründen nur lückenhaft erwähnt werden können.  
 
Was ist eine Großveranstaltung? 
Nach einer Telefonschaltkonferenz der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Länder vom 27. August 2020 sollen Großveranstaltun-
gen, bei denen eine Kontaktverfolgung und die Einhaltung von Hygieneregelungen 
nicht möglich ist, mindestens bis Ende Dezember 2020 nicht stattfinden.  
 
Eine bundesweite Definition des Begriffs der Großveranstaltung existiert nicht.  

Aus diesem Grunde kann der Begriff zunächst einmal nur anhand seiner bisherigen 
Bedeutung nach dem allgemeinen Sprachgebrauch und der neueren Definitionen der 
Bundesländer in den Coronaverordnungen bestimmt werden:  

Allgemeiner Sprachgebrauch / Wortsinn: 

Nach dem bisherigen allgemeinen Sprachgebrauch und Wortsinn sind Großveran-
staltungen durch eine außerordentlich hohe Teilnehmerzahl gekennzeichnet. U.a. ist 
dies bei großen Volksfesten, Autorennen (Nürburgring), größeren Sportveranstaltun-
gen in Stadien oder Arenen (Bundesligaspielen), Marathon-Veranstaltungen, Konzer-
ten in Arenen und Stadien, großen Open-Air-Festivals (z.B. Wacken, Rock am Ring, 
Hurricane), großen Weihnachtsmärkten, großen Dorf-, Stadt-, Straßen-, Wein- oder 
Schützenfesten, typischen Massenveranstaltungen wie der der Loveparade und bei-
spielsweise Kirmes-Veranstaltungen der Fall.  

Das Bundesland Nordrhein-Westfalen setzte - vor Corona - in einem Orientie-
rungsrahmen folgende Merkmale für eine Großveranstaltung fest, die heute 
jedoch nicht mehr aktuell sind. Danach war eine Großveranstaltung  

https://www.im.nrw/sites/default/files/documents/2017-11/grossveranstaltungen_orientierungsrahmen_druckversion.pdf
https://www.im.nrw/sites/default/files/documents/2017-11/grossveranstaltungen_orientierungsrahmen_druckversion.pdf
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1. eine Veranstaltung, zu der täglich mehr als 100.000 Besucher erwartet werden,  
2. oder bei der die Zahl der zeitgleich erwarteten Besucher ein Drittel der Einwohner 

der Kommune übersteigt, in der die Veranstaltung stattfindet – und sich voraus-
sichtlich mindestens 5000 Besucher zeitgleich auf dem Veranstaltungsgelände be-
finden, 

3. oder eine Veranstaltung, die über ein erhöhtes Gefährdungspotential verfügt. 

Neue Definitionen der Großveranstaltung durch die Bundesländer 

Die Coronaverordnungen einzelner Bundesländer definieren den Begriff 
Großveranstaltung abweichend vom bisherigen allgemeinen Sprachgebrauch 
und der alten NRW-Definition stark eingeschränkt, so dass für eine Großver-
anstaltung heute in einigen Fällen nur mehr als 1.000 Besucher erforderlich 
sind. 

______________________________________________________________ 

Zu den einzelnen aktuellen landesrechtlichen Regelungen:  

Baden-Württemberg: 
 
In Baden-Württemberg wurde für Großveranstaltungen „entsprechend der 
Vereinbarung zwischen den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten 
und der Bundeskanzlerin“ das Verbot von Großveranstaltungen mit über 500 
Personen bis zum 31. Oktober 2020 verlängert1. 
 
Die alte Corona-VO-Veranstaltungen ist zum 1.7.20 entfallen; es gelten hier 
die Vorschriften der aktuellen Corona-Verordnung2. 
  

§ 10 Corona-Verordnung des Landes in der ab 30. September gültigen Fas-
sung lautet:  

 

§ 10 Veranstaltungen  

(1) Wer eine Veranstaltung abhält, hat die Hygieneanforderungen nach § 4 ein-
zuhalten, ein Hygienekonzept nach Maßgabe von § 5 zuvor zu erstellen und eine 
Datenverarbeitung nach § 6 durchzuführen. Es gilt ein Zutritts- und Teilnahme-
verbot nach § 7. Beim Abhalten der Veranstaltung sind die Arbeitsschutzanfor-
derungen nach § 8 einzuhalten. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Veranstaltungen, deren Durchführung 
bereits nach § 9 Absätze 1 oder 2 zulässig ist. Abweichend von Absatz 1 muss 
bei privaten Veranstaltungen mit nicht mehr als 100 Teilnehmenden kein Hygie-
nekonzept nach § 5 erstellt werden. 

(3) Untersagt sind Veranstaltungen mit über 500 Teilnehmenden. Bei der Be-
messung der Teilnehmerzahl bleiben Beschäftigte und sonstige Mitwirkende an 
der Veranstaltung außer Betracht. 

 
1 https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/aktuelle-infos-zu-corona/aktuelle-corona-verordnung-des-
landes-baden-wuerttemberg/ 
2 Siehe: https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/aktuelle-infos-zu-corona/aktuelle-corona-
verordnung-des-landes-baden-wuerttemberg/ 
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(4) Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung auf Veranstaltungen, die der Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Rechtspflege oder 
der Daseinsfürsorge oder -vorsorge zu dienen bestimmt sind, insbesondere auf 
Veranstaltungen und Sitzungen der Organe, Organteile und sonstigen Gremien 
der Legislative, Judikative und Exekutive sowie Einrichtungen der Selbstverwal-
tung einschließlich von Erörterungsterminen und mündlichen Verhandlungen 
im Zuge von Planfeststellungsverfahren. 

(5) Untersagt sind Tanzveranstaltungen mit Ausnahme von Tanzaufführungen 
sowie Tanzunterricht und -proben. 

(6) Veranstaltung im Sinne dieser Vorschrift ist ein zeitlich und örtlich begrenz-
tes und geplantes Ereignis mit einer definierten Zielsetzung oder Absicht in der 
Verantwortung einer Veranstalterin oder eines Veranstalters, einer Person, Or-
ganisation oder Institution, an dem eine Gruppe von Menschen gezielt teil-
nimmt. 
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Bayern3: 

Veranstaltungen sind in Bayern per Rechtsverordnung gem. § 21 Abs. 2 der 

Sechsten Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung in der 

Fassung vom 23.9.2020 weiterhin eingeschränkt. Großveranstaltungen und 

Feste bleiben auch in Bayern weiter grundsätzlich untersagt.  

§ 21 Abs. 2 der Sechsten Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung: 

§ 21 
Kulturstätten  
(1) 1Museen, Ausstellungen, Gedenkstätten, Objekte der Bayerischen Verwaltung der 
staatlichen Schlösser, Gärten und Seen und vergleichbare Kulturstätten sowie zoolo-
gische und botanische Gärten können unter folgenden Voraussetzungen öffnen: 
1. 
Für gastronomische Angebote gilt § 13. 
2. 
Für Führungen gilt § 11 Abs. 2; für sonstige kulturelle Veranstaltungen gilt Abs. 2 ent-
sprechend. 
3. 
Es darf nicht mehr als ein Besucher je 10 m2 zugänglicher Fläche zugelassen werden. 
4. 
Der Betreiber hat ein Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf Verlangen 
der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 
2Für Angebote unter freiem Himmel gilt § 5 Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 
 
(2) 1Kulturelle Veranstaltungen in Theatern, Konzerthäusern, auf sonstigen Bühnen 
und im Freien sowie die dafür notwendigen Proben und anderen Vorbereitungsarbei-
ten sind nur unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 
1. 
Der Veranstalter hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass grundsätzlich 
zwischen allen Teilnehmern, also Besuchern und Mitwirkenden, die nicht zu dem in § 
2 Abs. 1 bezeichneten Personenkreis gehören, ein Mindestabstand von 1,5 m einge-
halten werden kann; bei Einsatz von Blasinstrumenten und bei Gesang ist ein Min-
destabstand von 2 m einzuhalten. 
2. 
Unter Beachtung der Anforderungen nach Nr. 1 sind in geschlossenen Räumen 
höchstens 100 und unter freiem Himmel höchstens 200 Besucher zugelassen; bei 
Veranstaltungen mit zugewiesenen und gekennzeichneten Sitzplätzen beträgt die An-
zahl der möglichen Besucher in geschlossenen Räumen höchstens 200 und unter 
freiem Himmel höchstens 400. 
3. 
Für die Besucher gilt in geschlossenen Räumen Maskenpflicht, solange sie sich nicht 
an ihrem Platz befinden. 
4. 
Für die Mitwirkenden gilt in geschlossenen Räumen, in denen sich auch Besucher 
aufhalten oder der Mindestabstand nicht eingehalten werden kann, Maskenpflicht; 
dies gilt nicht, soweit dies zu einer Beeinträchtigung der künstlerischen Darbietung 
führt oder wenn der Mitwirkende einen festen Platz eingenommen hat und den Min-
destabstand einhält. 
5. 
Der Veranstalter hat ein Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf Verlan-
gen der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen; soweit ein von den 
Staatsministerien für Wissenschaft und Kunst und für Gesundheit und Pflege bekannt 
gemachtes Rahmenkonzept besteht, ist dieses zugrunde zu legen. 
6. 

 
3 Siehe https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayIfSMV_6-21 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayIfSMV_6/true
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Für gastronomische Angebote gilt § 13; die Teilnehmergrenzen nach Nr. 2 gelten 
auch insoweit. 
2Für Veranstaltungen unter freiem Himmel gilt § 5 Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 3Das 
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege kann im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium für Wissenschaft und Kunst im Rahmen eines befristeten Pilotversuchs im 
Einzelfall eine von Satz 1 Nr. 2 abweichende Besucherzahl zulassen, soweit dies aus 
infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar und zur Gewinnung von praktischen Erfah-
rungen mit der Abwicklung größerer kultureller Veranstaltungen und den hierfür not-
wendigen Schutz- und Hygienemaßnahmen erforderlich ist. 
 
(3) Für Kinos gilt Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass dem 
Schutz- und Hygienekonzept das von den Staatsministerien für Gesundheit und Pfle-
ge und für Digitales bekannt gemachte Rahmenkonzept zugrunde zu legen ist. 
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Brandenburg 

In Brandenburg wird eine Veranstaltung mit mehr als 1.000 Besuchern als 
Großveranstaltung definiert. Zu Sportveranstaltungen können in einer Test-
phase auch in Brandenburg wieder mehr Zuschauer dabei sein. Hierzu wird 
die Corona-Großveranstaltungsverbotsverordnung angepasst. Oberhalb einer 
absoluten Zahl von 1.000 Gästen sind zukünftig 20 Prozent der regulären Be-
sucher-Gesamtkapazität der jeweiligen Veranstaltungseinrichtung zulässig. 
Dies wird damit bei einer Kapazität ab 5.000 Plätzen relevant. Bedingung: Die 
Veranstalter müssen ein Hygienekonzept erstellen und auf dieser Grundlage 
die Einhaltung strenger Abstands- und Hygieneregeln im Einzelfall sicherstel-
len. Die Regelung gilt vom 23. September bis zum 15. November 20204. 

Die §§ 1 und 2 der Verordnung über das Verbot von Großveranstaltungen 
vor dem Hintergrund der SARS-CoV-2-Pandemie in Brandenburg lauten: 

§ 1 
Verbot von Großveranstaltungen 

(1) Öffentliche und nichtöffentliche Veranstaltungen mit mehr als 1 000 zeitgleich an-
wesenden Gästen (Großveranstaltungen), insbesondere Konzerte und ähnliche Mu-
sikveranstaltungen, Messen, Volksfeste und ähnliche Veranstaltungen, künstlerische 
Darbietungen jeder Art, sind bis einschließlich 1. Januar 2021 untersagt. Satz 1 gilt 
nicht für Versammlungen im Sinne des Versammlungsgesetzes. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 kann das zuständige Gesundheitsamt auf Antrag 
im Einzelfall 
Ausnahmen für Autokinos, Autotheater, Autokonzerte und vergleichbare Veranstal-
tungen zulassen. 

§ 2 
Sportgroßveranstaltungen 

(1) Abweichend von § 1 Absatz 1 Satz 1 dürfen Sportgroßveranstaltungen mit mehr 
als 1 000 zeitgleich anwesenden Besucherinnen und Besuchern stattfinden, wenn die 
Veranstalterinnen und Veranstalter ein für ihren jeweiligen Bereich geltendes Hygie-
nekonzept erstellen und auf dieser Grundlage die Einhaltung der erforderlichen Ab-
stands- und Hygieneregeln im Einzelfall sicherstellen. Insbesondere haben sie bei 
Sportgroßveranstaltungen unter freiem Himmel die Einhaltung des § 3 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 der SARS-CoV-2-Umgangsverordnung sowie in geschlos-
senen Räumen zusätzlich die Einhaltung des § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 
der SARS-CoV-2-Umgangsverordnung sicherzustellen. Darüber hinaus haben sie die 
Einhaltung der nachfolgenden Voraussetzungen sicherzustellen: 

1. Die Anzahl der zeitgleich anwesenden Besucherinnen und Besucher ist oberhalb 
einer absoluten Zahl von 1 000 Besucherinnen und Besuchern auf höchstens 
20 Prozent der regulären Besucherkapazität der jeweiligen Veranstaltungseinrich-
tung begrenzt, wobei die Obergrenze nur unter Einhaltung des Mindestabstands 
von 1,5 Metern ausgeschöpft werden darf. 

2. Die Tickets sind zu personalisieren und, soweit möglich, digital zu verkaufen. 
3. Tickets und Einlass sind möglichst kontaktlos zu kontrollieren; hiervon ausgenom-

men sind Sicherheitskontrollen. 
4. Alle Besucherinnen und Besucher sind einem Platz fest zuzuweisen. 
5. Der Ausschank und der Konsum alkoholhaltiger Getränke sind verboten. 

 
4 https://kkm.brandenburg.de/kkm/de/presse/pressemitteilungen/detail/~22-09-2020-corona-
sportveranstaltungen-obergrenze-gaeste 
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6. Erkennbar alkoholisierte oder unter Drogeneinfluss stehende Personen sind vom 
Besuch ausgeschlossen. 

(2) Besucherinnen und Besucher von Sportgroßveranstaltungen nach Absatz 1 Satz 
1, die in geschlossenen Räumen stattfinden, haben ab dem vollendeten sechsten Le-
bensjahr eine Mund-Nasen-Bedeckung nach § 2 Absatz 2 der SARS-CoV-2-
Umgangsverordnung zu tragen. § 2 Absatz 3 Nummer 1, 2, 4 und 5 der SARS-CoV-2-
Umgangsverordnung gilt entsprechend. 

(3) Sportgroßveranstaltungen nach Absatz 1 Satz 1 dürfen nicht stattfinden, wenn in 
dem Landkreis oder der kreisfreien Stadt, in dem oder der die Veranstaltungseinrich-
tung gelegen ist, laut Veröffentlichung des Robert Koch-Instituts (https://corona.rki.de) 
kumulativ mehr als 35 Neuinfektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus pro 100 000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern innerhalb der letzten sieben Tage vorliegen und das In-
fektionsgeschehen in dem betreffenden Landkreis oder der betreffenden kreisfreien 
Stadt nicht lokal begrenzt ist. 

Für kleinere Veranstaltungen gelten in Brandenburg gem. § 3 der Ver-
ordnung über den Umgang mit dem SARS-CoV-2-Virus und COVID-19 
in Brandenburg (SARS-CoV-2-Umgangsverordnung - SARS-CoV-2-
UmgV) vom 3.9.2020 besondere Abstands- und Hygieneregelungen für 
jeden Veranstalter5.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
5 https://bravors.brandenburg.de/verordnungen/sars_cov_2_umgv 

https://experience.arcgis.com/experience/478220a4c454480e823b17327b2bf1d4
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Bremen 

Auch Bremen beruft sich im Hinblick auf Großveranstaltungen derzeit noch auf 

die 1.000-Personen-Grenze6:  

§ 2 Abs. 2 - 5 der Siebzehnten Verordnung zum Schutz vor Neuinfektio-

nen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (siebzehnte Coronaverordnung) 

vom 15. September 2020 lautet: 

 
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 sind Veranstaltungen und sonstige 
Zusammenkünfte in geschlossenen Räumen mit bis 250 gleichzeitig anwesen-
den Personen erlaubt, soweit zwischen den Besucherinnen und Besuchern ein 
Abstand von mindestens 1,5 Metern eingehalten wird; dies gilt nicht für Perso-
nen nach § 1 Absatz 2, die eine Veranstaltung gemeinsam besuchen. Die Veran-
stalterin oder der Veranstalter hat ein Schutz- und Hygienekonzept nach § 7 Ab-
satz 1 zu erstellen; bei Veranstaltungen in einem Betrieb muss ein betriebliches 
Schutz- und Hygienekonzept nach § 7 Absatz 2 vorliegen. Eine Namensliste der 
teilnehmenden Personen zur Kontaktverfolgung nach § 8 ist zu führen. Für eine 
ausreichende Lüftung ist zu sorgen. 
  
(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 sind Veranstaltungen und sonstige Zusam-
menkünfte unter freiem Himmel mit bis zu 400 gleichzeitig anwesenden Perso-
nen erlaubt, soweit zwischen den Besucherinnen und Besuchern ein Abstand 
von mindestens 1,5 Metern eingehalten wird; dies gilt nicht für Personen nach § 
1 Absatz 2, die eine Veranstaltung gemeinsam besuchen. Die Veranstalterin o-
der der Veranstalter hat ein Schutz- und Hygienekonzept nach § 7 Absatz 1 zu 
erstellen; bei Veranstaltungen in einem Betrieb muss ein betriebliches Schutz- 
und Hygienekonzept nach Nr. 98 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 
15. September 2020 927 § 7 Absatz 2 vorliegen. Eine Namensliste der teilneh-
menden Personen zur Kontakt-verfolgung nach § 8 ist zu führen. 
  
(4) In jedem Fall bleiben mindestens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 ver-
boten: Veranstaltungen, Versammlungen, Zusammenkünfte und ähnliche An-
sammlungen von Menschen mit 1000 oder mehr Teilnehmenden, Zuschauenden 
und Zuhörenden. Auch der Besuch der in Satz 1 genannten Veranstaltungen ist 
verboten. 
  
(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 können Veranstaltungen, so-
weit die Obergrenze nach Absatz 2 oder 3 überschritten werden soll, von den 
Ortspolizeibehörden unabhängig von der Anzahl der Teilnehmenden zugelassen 
werden, soweit die Veranstalterin oder der Veranstalter ein geeignetes Schutz- 
und Hygienekonzept nach § 7 Absatz 2 vorlegt. Eine Namensliste der teilneh-
menden Personen zur Kontaktverfolgung nach § 8 ist zu führen; die Namenslis-
te ist einen Monat aufzubewahren. Die Zulassung nach Satz 1 muss mit dem 
Vorbehalt des Widerrufs in Bezug auf die Entwicklung des Infektionsgesche-
hens versehen werden; die Zulassung nach Satz 1 darf im Übrigen nur mit Auf-
lagen erteilt werden, die die Einhaltung und Umsetzung der im Schutz- und Hy-
gienekonzept nach Satz 1 vorgesehenen Maßnahmen sicherstellen. 

 

 
6 https://www.bremen.de/corona 
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Hamburg 

Gleichsam verbietet Hamburg in § 9 Abs. 1 der Verordnung zur Eindäm-

mung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und 

Hansestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-

Eindämmungsverordnung – HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO (gültig ab 

23. September 2020) Großveranstaltungen mit mehr als 1.000 Personen7: 

§ 9 Allgemeine Vorgaben für Veranstaltungen 

(1) Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, sind Veranstaltungen mit 
einer Teilnehmeranzahl von mehr als 1000 Personen (Großveranstaltungen) un-
tersagt. 

(2) Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, sind Veranstaltungen nur 
zulässig, wenn die Bedingungen in Absatz 3 oder Absatz 4 eingehalten und die 
folgenden Vorgaben erfüllt werden: 

1. die allgemeinen Hygienevorgaben nach § 5 sind einzuhalten, 
2. ein Schutzkonzept ist nach Maßgabe von § 6 zu erstellen, 
3. es sind Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßga-

be von § 7 zu erheben, 
4. zwischen dem Publikum und Bühnen oder Podien, auf denen Darbietun-

gen stattfinden, ist ein Mindestabstand von 2,5 Metern zu gewährleisten, 
5. (aufgehoben) 
6. das Tanzen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist untersagt. 

Für Verkaufsstellen und gastronomische Angebote gelten §§ 13 und 15 entspre-
chend. 

(3) Veranstaltungen mit festen Sitzplätzen sind im Freien mit bis zu 1000 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern und in geschlossenen Räumen mit bis zu 650 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern zulässig. Bei Veranstaltungen mit über 200 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern sind im Schutzkonzept gemäß § 6 die Anord-
nung der festen Sitzplätze, der Zugang und Abgang des Publikums, die Belüf-
tung, die sanitären Einrichtungen sowie die allgemeinen hygienischen Vorkeh-
rungen detailliert darzulegen. 

(4) Veranstaltungen ohne feste Sitzplätze sind im Freien mit bis zu 200 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern und in geschlossenen Räumen mit bis zu 100 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern zulässig. Erfolgt während der Veranstaltung oder 
in den Pausen ein Alkoholausschank, reduziert sich die Anzahl der zulässigen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer jeweils um die Hälfte. 

(5) Veranstaltungen und Feierlichkeiten im privaten Wohnraum und dem dazu-
gehörigen befriedeten Besitztum sind mit bis zu 25 Personen zulässig. Dabei 
wird empfohlen, die körperlichen Kontakte auf ein absolut nötiges Minimum zu 
reduzieren und geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. Im Übrigen findet 
diese Verordnung im privaten Wohnraum und dem dazugehörigen befriedeten 
Besitztum keine Anwendung. 

(6) Für die öffentliche Vorführung von Filmen oder die Darbietung von Live-
Veranstaltungen vor Besucherinnen und Besuchern in geschlossenen Perso-
nenkraftwagen unter freiem Himmel finden die Absätze 1, 3 und 4 sowie Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3 keine Anwendung. 

 
7 https://www.hamburg.de/verordnung/  
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(7) Auf Antrag kann in besonders gelagerten Einzelfällen, insbesondere bei 
Sportveranstaltungen, abweichend von den Absätzen 1 und 3 sowie Absatz 4 
Satz 1 durch die zuständige Behörde eine höhere Teilnehmerzahl genehmigt 
werden, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. die Veranstaltung findet an einem Veranstaltungsort mit festen Sitz- oder 
Stehplätzen für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer statt; ein fester Steh-
platz ist eine markierte Bodenfläche, die einer Person zur ausschließlichen 
Nutzung zugewiesen ist,  

2. der Veranstaltungsort befindet sich unter freiem Himmel oder verfügt über 
eine geöffnete Dachkonstruktion; Sportveranstaltungen sind im Rahmen 
eines bis zum 31. Oktober 2020 befristeten Probebetriebs auch in ge-
schlossenen Hallen zulässig, wenn diese über lüftungstechnische Anlagen 
verfügen, die das Risiko einer Infektion mit dem Coronavirus nach dem je-
weils aktuellen Stand der Technik erheblich reduzieren; die Einhaltung des 
Standes der Technik auf diesem Gebiet wird vermutet, wenn jeweils die 
diesbezüglichen Empfehlungen des Umweltbundesamtes und die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik nachweislich beachtet werden, 

3. der Veranstaltungsort verfügt über gesicherte Zu- und Abgänge, die eine 
Entzerrung der Besucherströme durch eine Segmentierung bei Ein- und 
Auslass ermöglichen, 

4. die Veranstalterin oder der Veranstalter legt ein Schutzkonzept nach Maß-
gabe von § 6 vor, in dem insbesondere die Anordnung der Sitz- oder Steh-
plätze, die Entzerrung der Besucherströme durch eine Segmentierung bei 
Ein- und Auslass, die sanitären Einrichtungen sowie die allgemeinen hygi-
enischen Vorkehrungen dargelegt werden; bei Sportveranstaltungen der 1. 
Fußball-Bundesliga und der 2. Fußball-Bundesliga ist hierbei das Hygiene-
konzept der Deutschen Fußball Liga GmbH zu berücksichtigen; bei anderen 
Sportveranstaltungen sind die Hygienekonzepte der Mitgliederverbände der 
Interessengemeinschaft Teamsport Deutschland sowie der zugehörigen Li-
gen und der zuständigen Sportfachverbände oder vergleichbare Konzepte 
zu berücksichtigen, 

5. die nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 7 erforderliche 
Kontaktdatenerhebung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer wird dadurch 
gewährleistet, dass Eintrittskarten nur personengebunden im Vorverkauf 
vertrieben werden; bei Sportveranstaltungen dürfen Eintrittskarten nicht 
über die natürliche oder juristische Person vertrieben werden, der die 
Gastmannschaft angehört oder die diese geschäftsmäßig vertritt, 

6. die Veranstaltung ist unter Berücksichtigung des Schutzkonzeptes nach 
Nummer 4 unter Infektionsschutzgesichtspunkten vertretbar, 

7. im Zeitpunkt der Erteilung der Genehmigung ist nach den Veröffentlichun-
gen des Robert Koch-Instituts die Anzahl der Neuinfektionen mit dem 
Coronavirus je 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner in der Freien und 
Hansestadt Hamburg in den letzten 7 Tagen nicht höher oder gleich 35 oder 
das Infektionsgeschehen ist trotz einer höheren Inzidenz klar eingrenzbar. 

Der Ausschank und der Konsum alkoholischer Getränke am Veranstaltungsort 
und in seiner unmittelbaren Umgebung sind untersagt. Die Veranstalterin oder 
der Veranstalter hat erkennbar alkoholisierten Personen den Zutritt zu verwei-
gern. Die zuständige Behörde bestimmt in der Genehmigung nach Satz 1 die zu-
lässige Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer; diese beträgt höchstens 20 
vom Hundert der vorhandenen Platzkapazität des Veranstaltungsorts. Bei der 
Bestimmung der zulässigen Teilnehmerzahl sind die Kapazitäten der Zu- und 
Abgänge, der sanitären Anlagen und der gastronomischen Angebote des Ver-
anstaltungsorts sowie die Kapazitäten des öffentlichen Personennahverkehrs 
der Umgebung sowie vorhandener Stellplatzanlagen für Personenkraftwagen zu 
berücksichtigen. Die Genehmigung kann mit Auflagen zum Infektionsschutz 
versehen werden. Als Auflagen können insbesondere Bestimmungen zur Bele-
gung vorhandener Sitz- und Stehplätze, Bestimmungen zur räumlichen Gestal-
tung von Sitz- und Stehplätzen, die gesondert für die Veranstaltung eingerichtet 
werden, sowie in Abhängigkeit der Bedingungen des Veranstaltungsortes Best-
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immungen zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung während der gesamten 
Veranstaltung festgesetzt werden; § 8 gilt in diesem Fall entsprechend. Die Ge-
nehmigung kann widerrufen werden, wenn sich die epidemiologische Lage nach 
dem Zeitpunkt der Genehmigungserteilung derart verschlechtert, dass die 
Durchführung der Veranstaltung unter Infektionsschutzgesichtspunkten nicht 
mehr vertretbar ist, insbesondere wenn nach der Erteilung der Genehmigung 
die Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus nach den Veröffentlichun-
gen des Robert Koch-Instituts je 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner in der 
Freien und Hansestadt in den letzten 7 Tagen höher oder gleich 35 ist und das 
Infektionsgeschehen nicht klar eingrenzbar ist. Die für Gesundheit zuständige 
Behörde ist im Genehmigungsverfahren zu beteiligen. Bei Sportveranstaltungen 
ist im Genehmigungsverfahren ferner die für Sport zuständige Behörde zu betei-
ligen. Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, dass die Vorgaben von Absatz 2 Satz 1 
Nummern 1 bis 4 und 6 und Absatz 2 Satz 2 einzuhalten sind. 

(8) Genehmigungen, die durch die zuständige Behörde auf der Grundlage von 
Absatz 7 in der am 22. September 2020 geltenden Fassung erteilt worden sind, 
bleiben unberührt. 
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Berlin: 

In Berlin ist § 6 der SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung einschlägig8.  

 
2. Teil - Personenobergrenzen und Verbote 

§ 6 Personenobergrenzen bei Veranstaltungen  

(1) Vom 1. September bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 sind Veranstaltungen im Freien 
mit mehr als 5.000 zeitgleich Anwesenden verboten.  

(2) Vom 1. September bis zum Ablauf des 30. September 2020 sind Veranstaltungen in ge-
schlossenen Räumen mit mehr als 750 zeitgleich Anwesenden verboten. Vom 1. Oktober bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2020 sind Veranstaltungen in geschlossenen Räumen mit 
mehr als 1 000 zeitgleich Anwesenden verboten.  

  

 
8 https://www.berlin.de/corona/massnahmen/verordnung/ 
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Hessen: 
 

Zusammenkünfte und Veranstaltungen sind in Hessen9 nur erlaubt, wenn 

• durch geeignete Maßnahmen, insbesondere durch Steuerung der Besucherzahlen, 
der gebotene Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen Einzelpersonen oder Gruppen von 
höchstens zehn Personen oder mit den Angehörigen des eigenen und eines weiteren Haus-
standes eingehalten werden kann oder statt des Mindestabstandes Trennvorrichtungen auf-
gebaut sind. Der Abstand muss in alle Richtungen gegeben sein. Der Veranstalter muss die 
räumlichen Gegebenheiten so ausgestalten, dass das Abstandhalten auch möglich ist; ein 
kurzes Unterschreiten des Mindestabstandes, um beispielsweise sitzende Personen zu pas-
sieren, ist zulässig, 

• geeignete Hygienekonzepte entsprechend den Empfehlungen des Robert Koch-
Instituts zur Hygiene, Steuerung des Zutritts sowie Verlassen des Veranstaltungsorts (z. B. 
durch Leitsysteme und Wegeführungen) und der Vermeidung von Warteschlangen (z. B. 
durch elektronisches Platz- und Bezahlmanagement) getroffen und umgesetzt werden, 

• Aushänge zu den erforderlichen Abstands- und Hygienemaßnahmen gut sichtbar an-
gebracht sind, 

• in geschlossenen Räumen mit Zuschauerplätzen eine personalisierte Sitzplatz-
vergabe erfolgt, wobei aneinandergrenzende Sitzplätze von Personen eingenommen werden, 
denen der gemeinsame Aufenthalt im öffentlichen Raum nach § 1 Abs. 1 Satz 1 und 2 gestat-
tet ist (Einzelpersonen, Gruppen bis zu 10 Personen oder Personen aus zwei Hausständen). 
Zwischen diesen jeweiligen Einzelpersonen oder Gruppen ist der gesetzlich vorgeschriebene 
Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten. Die personalisierte Sitzplatzvergabe bedeutet 
nicht, dass zwingend ein Reservierungssystem bestehen muss. Es ist auch ein spontanes 
Placement oder - bei bekanntem Teilnehmerkreis - ein geplantes Placement möglich. Nicht 
möglich ist allerdings, spontane 10er-Gruppen zu bilden. Es empfiehlt sich bei der personali-
sierten Sitzplatzvergabe zu dokumentieren, wer wo sitzt. Veranstaltungen in geschlossenen 
Räumen müssen nicht mit der Einnahme von Sitzplätzen verbunden sein, bei Veranstaltungen 
ohne Einnahme von Sitzplätzen muss aber in jedem Fall der Mindestabstand von 1,5 Metern 
einhaltbar sein. 

• in der Regel jeder Person 3 Quadratmeter der begehbaren Fläche zur Verfügung 
steht. Von dieser Regel kann abgewichen werden, wenn ein Hygienekonzept vorliegt, wel-
ches die Einhaltung der allgemeinen Voraussetzungen sicherstellt.  

• Name, Anschrift und Telefonnummer der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer ausschließlich zur Ermöglichung der Nachverfolgung von Infektionen von der Veranstalte-
rin oder dem Veranstalter erfasst werden. 

Die erfassten personenbezogenen Daten sind für die Dauer eines Monats ab Beginn der Ver-
anstaltung geschützt vor Einsichtnahme durch Dritte, für die zuständigen Behörden vorzuhal-
ten und bei bestätigter Infektion mindestens einer Teilnehmerin oder eines Teilnehmers die-
sen zu übermitteln sowie unverzüglich nach Ablauf der Frist sicher und datenschutzkonform 
zu löschen oder zu vernichten. Bei offenkundig falschen Angaben (Pseudonymen, „Spaßna-
men“) ist auf die korrekte Angabe der personenbezogenen Daten hinzuwirken oder vom Haus-
recht Gebrauch zu machen. Die Bestimmungen der Art. 13 (Informationspflicht), 15 (Aus-
kunftsrecht), 18 (Recht auf Einschränkung der Verarbeitung) und 20 (Recht auf Datenüber-
tragbarkeit) DS-GVO finden keine Anwendung; die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind über 
diese Beschränkungen zu informieren.  

Die Teilnehmerzahl darf 250 nicht übersteigen (Regelobergrenze). Teilnehmende sind 
Gäste, nicht Beschäftigte und Mitwirkende. Die zuständige Behörde kann ausnahmsweise ei-
ne höhere Teilnehmerzahl gestatten, wenn eine kontinuierliche Überwachung durch den Ver-
anstalter oder von ihm beauftragte Dritte die Einhaltung der Voraussetzungen gewährleisten 
kann. Es ist ein strenger Beurteilungsmaßstab heranzuziehen und dabei sind insbesondere 
die Größe des Veranstaltungsraums und die Möglichkeit seiner Belüftung bzw. die Größe des 
Veranstaltungsareals und die örtlichen Gegebenheiten im Einzelfall zu berücksichtigen. Dane-

 
9 https://wirtschaft.hessen.de/wirtschaft/corona-info/was-ist-wieder-erlaubt-was-
nicht#Zusammenk%C3%BCnfte 
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ben ist auch die Art der Veranstaltung von Bedeutung. So bieten Veranstaltungen, bei denen 
beispielsweise gemeinsam (laut) gesungen wird, ein höheres Infektionsrisiko als Veranstal-
tungen, bei denen gemeinsam meditiert wird. Auch bei Veranstaltungen, die hauptsächlich sit-
zend unter Einhaltung des Mindestabstands, mit wenigen Personenkontakten und geringer 
Tröpfchen- oder Aerosolbildung stattfinden (z. B. Theatervorführungen, Mitgliederversamm-
lungen von Vereinen, Parteien etc.), ist das Infektionsrisiko geringer einzuschätzen als bei dy-
namischen Veranstaltungen, bei denen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in Bewegung 
sind und wechselnde Kontakte haben (z. B. Ausstellungen im Sinne der Gewerbeordnung). 

Die Regelobergrenze gilt für die tatsächlich anwesenden Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer. Das schließt nicht aus, dass ein größerer Teilnehmerkreis eingeladen werden darf 
(dies kommt insbesondere bei großen Einladungsverteilern für Mitglieder von Vereinen oder 
Parteien zum Tragen). Eine maßgebliche Richtgröße für die tatsächlich zu erwartenden Teil-
nehmer bei einer solchen Veranstaltung bilden die Erfahrungswerte vergleichbarer Veranstal-
tungen der vergangenen Jahre. Erscheinen dann aber – wider Erwarten – mehr als die zuläs-
sige Teilnehmerzahl, muss der Zugang begrenzt oder die Veranstaltung abgesagt werden. 

____________________________________________________________________ 
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Mecklenburg-Vorpommern: 

Es gilt die Verordnung der Landesregierung zur weiteren schrittweisen 
Lockerung der coronabedingten Einschränkungen des öffentlichen Le-
bens in Mecklenburg-Vorpommern (Corona-Lockerungs-LVO MV) vom 7. 
Juli 202010 in der Form vom 22.9.2020: 

§ 8 
Veranstaltungen, Ansammlungen und Versammlungen aller Art 

(1) Öffentliche und nichtöffentliche Veranstaltungen, Ansammlungen und Versamm-
lungen sind untersagt, soweit die folgenden Absätze nichts anderes bestimmen. Dies 
gilt bis 31. Dezember 2020 insbesondere für Großveranstaltungen. Zusammenkünfte 
wie Gruppen feiernder Menschen auf öffentlichen Plätzen sind unzulässig. Volksfeste, 
Festivals, Dorf-, Stadt-, Straßen-, Wein- und Schützenfeste oder Kirmes-
Veranstaltungen sind ungeachtet der folgenden Absätze verboten. 

(2) Das Verbot in Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Veranstaltungen, die der Aufrechterhal-
tung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfür- und -vorsorge zu 
dienen bestimmt sind. Das Verbot nach Absatz 1 Satz 1 gilt ferner nicht für Angebote 
von öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen im außerschulischen Bereich. 
Das Verbot nach Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen von 
Maßnahmeträgern, Beschäftigungsgesellschaften oder sonstigen Dienstleistern. Es 
besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 37 einzuhalten. 

(3) Für Versammlungen unter freiem Himmel nach dem Versammlungsgesetz mit bis 
zu 500 Teilnehmenden gilt das Verbot in Absatz 1 Satz 1 nicht, wenn die Auflagen aus 
Anlage 38 eingehalten werden. Für Versammlungen unter freiem Himmel nach dem 
Versammlungsgesetz mit mehr als 500 Teilnehmenden kann auf Antrag eine Aus-
nahmegenehmigung der Versammlungsbehörde nach Herstellung des Einverneh-
mens mit der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektions-
schutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern unter Beachtung der Anforde-
rungen nach Satz 1 erteilt werden. Die Versammlungsbehörde berücksichtigt bei ihrer 
Entscheidung, weitere Versammlungen zuzulassen, auch die aus Gründen des Infek-
tionsschutzes erforderlichen Abstände zu bereits angemeldeten Versammlungen. 

(4) Zusammenkünfte jedweder Glaubensgemeinschaften in Kirchen, Moscheen, Sy-
nagogen, Kapellen und in ähnlichen Räumlichkeiten oder unter freiem Himmel sind 
zulässig. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 39 einzuhalten. 

(5) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Veranstaltungen in geschlossenen Räumen, 
an denen maximal 200 Personen teilnehmen, sowie für Veranstaltungen unter freiem 
Himmel, an denen maximal 500 Personen teilnehmen. Es besteht die Pflicht, die Auf-
lagen aus Anlage 40 einzuhalten. Die zuständige Gesundheitsbehörde im Sinne des § 
2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern kann Aus-
nahmegenehmigungen für Veranstaltungen in geschlossenen Räumen mit bis zu 400 
Personen und im Freien mit maximal 1.000 Personen und Ausnahmegenehmigungen 
für eine weitergehende Überschreitung der Teilnehmerzahl für gesetzlich oder sat-
zungsmäßig erforderliche Veranstaltungen und Versammlungen von Vereinen, Ver-
bänden und Parteien erteilen. 

 

 
10 http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-
CoronaVLockVMVrahmen&doc.part=X&doc.origin=bs 
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Niedersachsen: 
Gem. den §§ 5 Abs. 2, 24 und 25 der Niedersächsischen Verordnung zur Neuord-
nung der Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2 (Nie-
dersächsische Corona-Verordnung) in der Fassung vom 23.9.2020 gilt11:  
 

§ 5  
Betriebs- und Veranstaltungsverbote 
  
(1) 1Für den Publikumsverkehr und Besuche sind geschlossen:  
1. Clubs, Diskotheken und ähnliche Einrichtungen,  
2. Messen, Kongresse, gewerbliche Ausstellungen, Spezialmärkte und ähnliche Ver-
anstaltungen, jeweils sowohl innerhalb als auch außerhalb von Gebäuden, ausge-
nommen Spezialmärkte mit Eintrittsentgelt oder mit gemeinnütziger Bestimmung unter 
freiem Himmel.  
 
2Für Kongresse, für die die Veranstalterin oder der Veranstalter sicherstellt, dass die 
Besucherinnen und Besucher sitzend teilnehmen, gilt ausschließlich § 24 Abs. 2.  
 
(2) 1Bis zum Ablauf des 31. Oktober 2020 verboten sind Veranstaltungen, 
Zusammenkünfte und ähnliche Ansammlungen von Menschen mit 1 000 oder mehr 
Teilnehmenden, Zuschauenden und Zuhörenden und unabhängig von der Anzahl der 
Teilnehmenden alle Volksfeste, Kirmesveranstaltungen, Festivals, Dorf-, Stadt-, Stra-
ßen- und Schützenfeste und ähnliche Veranstaltungen. 2Auch der Besuch der in Satz 
1 genannten Veranstaltungen ist verboten.  
 
(3) 1Messen, Kongresse, gewerbliche Ausstellungen, Spezialmärkte und ähnliche 
Veranstaltungen können unabhängig von der Anzahl der Teilnehmenden von den zu-
ständigen Behörden abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und Absatz 2 unter der 
Voraussetzung zugelassen werden, dass die Veranstalterin oder der Veranstalter ein 
Hygienekonzept nach § 3 vorlegt. 2Die Zulassung nach Satz 1 muss mit dem Vorbe-
halt des Widerrufs in Bezug auf die Entwicklung des Infektionsgeschehens versehen 
werden; die Zulassung nach Satz 1 darf im Übrigen nur mit Auflagen erteilt werden, 
die die Einhaltung und Umsetzung der im Hygienekonzept vorgesehenen Maßnahmen 
sicherstellen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Veranstaltungen, die nach dem 30. 
September 2020 stattfinden. 4Für gastronomische Angebote auf der Veranstaltungs-
fläche ist § 10 Abs. 1 und 2 anzuwenden.  
 
(4) 1Mindestens bis zum Ablauf des 8. Oktober 2020 bleiben Veranstaltungen und 
Reisen nach § 11 des Achten Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB VIII) für Kinder- 
und Jugendlichengruppen mit Übernachtung für Gruppen mit mehr als 50 Personen 
verboten. (…) 
-  
 
Kultur und Freizeit  
§ 24  
Einrichtungen und Veranstaltungen in geschlossenen Räumen  
 
(1) 1Die Betreiberinnen und Betreiber von Einrichtungen in geschlossenen Räumen, 
zum Beispiel von Museen, Ausstellungen, Galerien, Gedenkstätten und ähnlichen Ein-
richtungen sowie von Hallenbädern, Saunen, Indoor-Spielplätzen, Indoor-
Freizeiteinrichtungen und ähnlichen Einrichtungen haben vorbehaltlich spezieller Best-
immungen in anderen Regelungen dieser Verordnung sicherzustellen, dass die Besu-
cherinnen und Besucher das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 einhalten; 
der Besuch von Freilichtmuseen richtet sich ausschließlich nach § 25. 2Die Betreibe-
rinnen und Betreiber sind zudem verpflichtet, Maßnahmen aufgrund eines Hygiene-
konzepts nach § 3 zu treffen. 3Für Verkaufsstellen und Restaurationsbetriebe in einer 
Einrichtung gilt § 10 Abs. 1 und 2.  
 

 
11 https://www.niedersachsen.de/Coronavirus/vorschriften-der-landesregierung-185856.html 
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(2) 1Die Veranstalterin oder der Veranstalter einer Veranstaltung in geschlossenen 
Räumen, insbesondere einer kulturellen Veranstaltung wie zum Beispiel einer Auffüh-
rung der darstellenden Künste, der Musik oder der Literatur einschließlich einer Vor-
führung in einem Kino, hat sicherzustellen, dass die Besucherinnen und Besucher das 
Abstandsgebot nach § 1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 einhalten. 2Die Zahl der Besucherinnen 
und Besucher darf 500 Personen nicht übersteigen. 3Die Veranstalterin oder der Ver-
anstalter hat zudem sicherzustellen, dass alle Besucherinnen und Besucher sitzend 
an der Veranstaltung teilnehmen. 4Die Veranstalterin oder der Veranstalter hat Maß-
nahmen aufgrund eines Hygienekonzepts nach § 3 zu treffen; sie oder er ist zur Da-
tenerhebung und Dokumentation nach § 4 verpflichtet. 5Die Veranstalterin oder der 
Veranstalter hat im Übrigen sicherzustellen, dass jede Besucherin und jeder Besucher 
eine Mund-Nasen-Bedeckung trägt, soweit und solange die Besucherin oder der Be-
sucher nicht nach Satz 3 sitzt; § 2 ist entsprechend anzuwenden. 6Für ein gastrono-
misches Angebot während einer Veranstaltung im Sinne des Satzes 1 gilt § 10 Abs. 1 
und 2. 7Für Veranstaltungen im Sinne des Satzes 1, die ausschließlich von Personen 
in Fahrzeugen besucht werden, gilt ausschließlich § 25 Abs. 3 entsprechend.  
 
(3) Öffentlich-rechtliche Körperschaften sowie Vereine, Initiativen und andere ehren-
amtliche Zusammenschlüsse können Sitzungen und Zusammenkünfte in geschlosse-
nen Räumen durchführen, wenn das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 
eingehalten wird.  
 
(4) 1Für politische, kommunale und wissenschaftliche Veranstaltungen in geschlosse-
nen Räumen, insbesondere der kommunalen Vertretungen, Gremien, Fraktionen und 
Gruppen und im Rahmen von Bürger- und Volksbegehren, Versammlungen von Par-
teien und Wählergruppen zur Aufstellung ihrer Bewerberinnen und Bewerber nach 
den jeweiligen wahlrechtlichen Regelungen für bevorstehende Wahlen sowie in 
Rechtsvorschriften vorgesehene Veranstaltungen ist Absatz 3 entsprechend anzu-
wenden. 2Satz 1 gilt nicht für Veranstaltungen des Landtags.  
 
§ 25  
Einrichtungen und Veranstaltungen unter freiem Himmel  
 
(1) 1Die Betreiberinnen und Betreiber von Einrichtungen unter freiem Himmel, wie 
zum Beispiel zoologischen Gärten, Tierparks, Freilichtmuseen, botanischen Gärten, 
Freizeitparks, Baumwipfelpfaden, Klettergärten, Spielparks, Abenteuerspielplätzen, 
Minigolfanlagen, Freibädern und ähnlichen Einrichtungen auf weitläufigen Anlagen im 
Freien sowie von Spezialmärkten mit Eintrittsentgelt oder mit gemeinnütziger Bestim-
mung unter freiem Himmel haben sicherzustellen, dass die Besucherinnen und Besu-
cher das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 einhalten. 2Die Betreiberinnen 
und die Betreiber einer Einrichtung nach Satz 1 sind darüber hinaus verpflichtet, Maß-
nahmen aufgrund eines Hygienekonzepts nach § 3 zu treffen. 3Für die auf dem Ge-
lände der Einrichtung gelegenen Verkaufsstellen und Restaurationsbetriebe gilt § 10 
Abs. 1 und 2.  
 
(2) 1Die Veranstalterin oder der Veranstalter einer Veranstaltung unter freiem Himmel 
hat sicherzustellen, dass die Besucherinnen und die Besucher das Abstandsgebot 
nach § 1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 einhalten. 2Die Zahl der Besucherinnen und Besucher 
darf 500 Personen nicht übersteigen. 3Die Veranstalterin oder der Veranstalter hat 
zudem sicherzustellen, dass alle Besucherinnen und Besucher sitzend an der Veran-
staltung teilnehmen. 4Die Veranstalterin oder der Veranstalter hat Maßnahmen auf-
grund eines Hygienekonzepts nach § 3 zu treffen; sie oder er ist zur Datenerhebung 
und Dokumentation nach § 4 verpflichtet. 5Für ein gastronomisches Angebot während 
einer Veranstaltung im Sinne des Satzes 1 gilt § 10 Abs. 1 und 2.  
 
(3) 1Der Betrieb und die Nutzung von Einrichtungen unter freiem Himmel und die 
Durchführung und der Besuch von Veranstaltungen unter freiem Himmel, bei denen 
sich die Nutzerinnen, Nutzer, Besucherinnen und Besucher während der gesamten 
Zeit der Nutzung oder des Besuchs in Fahrzeugen befinden, sind unter den Anforde-
rungen der Sätze 2 und 3 zulässig. 2Die Betreiberin oder der Betreiber der Einrichtung 
oder die Veranstalterin oder der Veranstalter hat sicherzustellen, dass die Personen 
nach Satz 1 die Fahrzeuge während der Zeit der Nutzung der Einrichtung oder des 
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Besuchs der Veranstaltung nicht verlassen; in begründeten Einzelfällen darf das 
Fahrzeug verlassen werden, wenn das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 
eingehalten wird. 3Die Betreiberin, der Betreiber, die Veranstalterin oder der Veran-
stalter hat Maßnahmen aufgrund eines Hygienekonzepts nach § 3 zu treffen. 
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Nordrhein-Westfalen: 
§ 8 der Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2(Coronaschutzverordnung – CoronaSchVO) in der Fassung vom 
16.9.2020 lautet: 
 
 

§ 8 
Kultur 
(1) Bei Konzerten und Aufführungen in Theatern, Opern- und Konzerthäusern, Kinos und 
anderen öffentlichen oder privaten (Kultur-)Einrichtungen sowie auf Veranstaltungsberei-
chen im Freien sind geeignete Vorkehrungen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts und 
zur Gewährleistung eines Mindestabstands von 1,5 Metern (auch in Warteschlangen) 
zwischen Personen, die nicht zu den in § 1 Absatz 2 genannten Gruppen gehören, zur 
dauerhaften guten Durchlüftung der Räumlichkeit, insbesondere im Bühnenbereich, zur 
Rückverfolgbarkeit nach § 2a Absatz 1 und gegebenenfalls zur Umsetzung einer Pflicht 
zum Tragen einer Mund- 
Nase-Bedeckung (§ 2 Absatz 3) sicherzustellen. Wenn die Teilnehmer auf festen Plätzen 
sitzen, kann für die Sitzplätze das Erfordernis eines Mindestabstands von 1,5 Metern 
zwischen Personen durch die Sicherstellung der besonderen Rückverfolgbarkeit nach § 
2a Absatz 2 ersetzt werden. 
 
(1a) Veranstalter haben teilnehmende Personen auch im Vorfeld von Veranstaltungen 
bereits auf das Risiko einer auch kurzfristigen Absage aufgrund eines veränderten Infek-
tionsgeschehens hinzuweisen. 
 
(2) Konzerte und Aufführungen mit gleichzeitig mehr als 300 Zuschauern sind auf der 
Grundlage eines besonderen Hygiene- und Infektionsschutzkonzeptes nach § 2b zuläs-
sig, das mindestens die Maßgaben nach Absatz 1 absichert. 
 
(3) Bei Aufführungen nach den Absätzen 1 und 2 mit Sprechtheater, Musik mit Blasin-
strumenten, Gesang oder Tanz muss der Abstand zwischen Publikum und Darstellenden 
mindestens 4 Meter betragen. 
 
(4) Abweichend von Absatz 1 ist der Betrieb von Autokinos, Autotheatern und ähnlichen 
Einrichtungen zulässig, wenn der Abstand zwischen den Fahrzeugen mindestens 1,5 Me-
ter beträgt sowie der Ticketerwerb und die Nutzung von Sanitärräumen den Vorgaben für 
den Handel nach § 11 Absatz 1 entsprechen. 
 
(5) Beim Singen und Musizieren im öffentlichen Raum (in Gebäuden und im Freien) sind 
die in der Anlage zu dieser Verordnung festgelegten Hygiene- und Infektionsschutzstan-
dards zu beachten. 
 
(6) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 sind Musikfeste, Festivals und ähnliche Kul-
turveranstaltungen bis mindestens zum 31. Dezember 2020 untersagt. 
 
(7) Beim Betrieb von Museen, Kunstausstellungen, Galerien, Schlössern, Burgen, Ge-
denkstätten und ähnlichen Einrichtungen sind geeignete Vorkehrungen zur Hygiene, zur 
Steuerung des Zutritts, zur Gewährleistung eines Mindestabstands von 1,5 Metern (auch 
in Warteschlangen) zwischen Personen, die nicht zu den in § 1 Absatz 2 genannten 
Gruppen gehören, und gegebenenfalls zur Umsetzung einer Pflicht zum Tragen einer 
Mund-Nase-Bedeckung (§ 2 Absatz 3) sicherzustellen. Die Anzahl von gleichzeitig anwe-
senden Besuchern darf eine Person pro sieben Quadratmeter der für Besucher geöffne-
ten Fläche nicht übersteigen. Unter den vorgenannten Voraussetzungen sind auch Füh-
rungen bei sichergestellter Rückverfolgbarkeit nach § 2a zulässig. Dies gilt auch für Füh-
rungen außerhalb von Einrichtungen (z.B. Stadtführungen). 
 
(8) Für gastronomische Angebote in Kultureinrichtungen gilt § 14. 
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Rheinland-Pfalz 

Gem. § 2 Abs. 2 – 4 der Elften Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-
Pfalz (10.CoBeLVO) vom 11. September 2020 gilt12: 
 

(…) (2) Veranstaltungen im Freien sind mit bis zu 500 gleichzeitig anwesenden Personen 
unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen zulässig. Insbesondere gelten das 
Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 und die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 
Abs. 8 Satz 1. In Warte- oder Abholungssituationen, insbesondere an Theken, gilt die 
Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3.  
 
(3) Veranstaltungen in geschlossenen Räumen sind mit bis zu 250 gleichzeitig anwesen-
den Personen unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen zulässig. Insbeson-
dere gelten das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 
3 und die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1. Sofern die Teilnehmenden 
keine zugewiesenen Plätze haben, gilt die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7. Die 
Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 entfällt am Platz.  
 
(4) Jede über Absatz 2 und 3 hinausgehende Ansammlung von Personen ist vorbehalt-
lich des Selbstorganisationsrechts des Landtags und der Gebietskörperschaften unter-
sagt. (…)  

 
 

(8) Ausnahmegenehmigungen von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 7 können im 
begründeten Einzelfall, vorbehaltlich des Satzes 2, auf Antrag von der zuständigen Kreis-
verwaltung, in kreisfreien Städten der Stadtverwaltung als Kreisordnungsbehörde unter 
Auflagen erteilt werden, soweit das Schutzniveau vergleichbar, dies aus epidemiologi-
scher Sicht, insbesondere unter Berücksichtigung des jeweils aktuellen Infektionsge-
schehens, vertretbar ist und der Zweck dieser Verordnung nicht beeinträchtigt wird. Wer-
den für Veranstaltungen Einrichtungen oder Räumlichkeiten mit vorhandenen Platz-, Tri-
bünen- oder Saalkapazitäten genutzt, können die in den Absätzen 2 und 3 geregelten 
zahlenmäßigen Begrenzungen der gleichzeitig anwesenden Personen unter den Voraus-
setzungen des Satzes 1 durch Erteilung einer Ausnahmegenehmigung bis zu einer Re-
gelgrenze von 20 v. H. der am Veranstaltungsort vorhandenen festen Bühnen- oder 
Platzkapazitäten überschritten werden, wenn es sich um eine Veranstaltung handelt, bei 
der die Teilnehmerinnen und Teilnehmer feste Plätze haben, die sie während der Veran-
staltung höchstens kurzzeitig verlassen. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
12 https://corona.rlp.de/de/service/rechtsgrundlagen/  
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Saarland: 

Im Saarland findet u.a. § 6 Abs. 2 – 5 der Verordnung zur Änderung infektions-

rechtlicher Verordnungen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie vom 19. Sep-

tember 2020 Anwendung13: 

 

(…) (2) Veranstaltungen, zu denen je Veranstaltungstag und -ort in der Summe unter 
freiem Himmel nicht mehr als 900 Personen und in geschlossenen Räumen nicht mehr 
als 450 Personen zu erwarten sind, können stattfinden. Veranstaltungen mit mehr als 20 
anwesenden Personen sind unter Angabe des Veranstalters der Ortspolizeibehörde zu 
melden. Der Veranstalter hat geeignete Maßnahmen zur vollständigen Nachverfolgbar-
keit nach Maßgabe des § 3 zu treffen und besondere infektionsschutzrechtliche Auflagen 
zu beachten. Hiervon ausgenommen sind: 

1. 1:Veranstaltungen und Zusammenkünfte, die dem Betrieb von Einrichtungen, die nicht 
nach dieser Verordnung untersagt sind, zu dienen bestimmt sind; die für den Betrieb 
der jeweiligen Einrichtung geltenden Hygienevorschriften sind einzuhalten, 

2. 2:Veranstaltungen und Zusammenkünfte, die so gestaltet sind, dass sie jeweils aus-
gehend von einer Bezugsperson nur den familiären Bezugskreis nach § 1 Absatz 2 
umfassen sowie höchstens Angehörige eines weiteren Haushalts, 

3. 3:Zusammenkünfte mit einer im Vorhinein bestimmten Gruppe von insgesamt bis zu 
zehn Personen (soziale Bezugsgruppe). 

Der Mindestabstand nach Maßgabe des § 1 Absatz 1 Satz 3 ist bei allen Veranstaltungen 
und Zusammenkünften wo immer möglich einzuhalten, außer zwischen Angehörigen des 
familiären Bezugskreises und Angehörigen des bestimmbaren weiteren Haushalts im 
Sinne des Absatz 2 Satz 4 Nummer 2 oder der sozialen Bezugsgruppe im Sinne des Ab-
satz 2 Satz 4 Nummer 3. 

(3) Veranstaltungen, zu denen je Veranstaltungstag und -ort in der Summe mehr als 
1.000 Personen zu erwarten sind, sind bis einschließlich 31. Dezember 2020 untersagt. 
Die übrigen Bestimmungen des Absatzes 2 bleiben hiervon unberührt. 

(4) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 kann die Ortspolizeibehörde Veran-
staltungen unter freiem Himmel mit nicht mehr als 900 Personen gleichzeitig und in ge-
schlossenen Räumen mit nicht mehr als 450 Personen gleichzeitig zulassen, sofern vom 
Veranstalter ein schlüssiges Schutz- und Hygienekonzept im Sinne des § 5 vorgelegt 
wird, das unter Berücksichtigung der individuellen örtlichen Gegebenheiten und konkre-
ten Planungen eine unter Infektionsschutzgesichtspunkten sichere Durchführung der 
Veranstaltung und die Möglichkeit einer Kontaktnachverfolgung nach Maßgabe des § 3 
gewährleistet. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können auf Antrag in atypischen 
Einzelfällen weitergehende Ausnahmegenehmigungen von der Ortspolizeibehörde erteilt 
werden, soweit dies im Einzelfall aus infektionsschutzrechtlicher Sicht unbedenklich ist. 

(5) Für die Zuschauerzahlen von Kinos, Theatern, Opern- und Konzerthäusern sowie an-
derer Einrichtungen und Vereine, die kulturelle Aufführungen veranstalten, gelten Absatz 
2 Satz 1 und Satz 5 sowie Absatz 3 entsprechend, soweit nicht nach § 4 Absatz 1 eine 
höhere Zuschauerzahl zulässig ist. 

 
 
 
 

 
13 https://corona.saarland.de/DE/service/massnahmen/verordnung-stand-2020-09-18.html#doc3de9a92c-
b3dd-4803-a671-bc7d470f2723bodyText10 
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Sachsen: 
 
Hier gelten u.a. folgende Vorschriften der Verordnung des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 und COVID-19 (Sächsische Corona-Schutz-Verordnung – 
SächsCoronaSchVO) vom 25. August 2020 in der Form vom 1.9.2014: 
 

§ 3 Abs 2: 
 
(2) Verboten bleibt die Öffnung von  
1. Diskotheken, Tanzlustbarkeiten in geschlossenen Räumen,  

2. Dampfbäder, Dampfsaunen,  

3. Prostitutionsveranstaltungen, Prostitutionsvermittlung, Prostitutionsfahrzeuge und  

4. Prostitutionsstätten, es sei denn, es handelt sich um die entgeltliche Erbringung sexu-
eller Dienstleistungen ohne Geschlechtsverkehr mit von der zuständigen kommunalen 
Behörde genehmigtem Hygienekonzept sowie Nachverfolgungsauflagen.  
 
§ 4 Abs. 4: 
 
 
(4) Für folgende Einrichtungen und Angebote mit einer Besucherzahl mit bis zu 1 000 
Personen müssen von den zuständigen kommunalen Behörden genehmigte Hygiene-
konzepte vor der Inbetriebnahme vorliegen: 
  
1. Freibäder, Hallenbäder, Kurbäder, Thermen und Saunen, soweit es sich nicht um Be-
herbergungsbetriebe, Rehabilitationseinrichtungen und Einrichtungen mit Mitgliedern 
(zum Beispiel Fitnessstudios) handelt,  

2. Sportwettkämpfe mit Publikum (ausgenommen ist der Bereich Freizeit- und Breiten-
sport mit einer Besucherzahl bis 50 Personen),  

3. Freizeit-, Vergnügungsparks,  

4. Volksfeste, Jahrmärkte, Weihnachtsmärkte,  

5. Tanzlustbarkeiten unter freiem Himmel,  

6. Messen und  

7. Tagungs- und Kongresszentren, Theater, Musiktheater, Kinos, Konzerthäuser, 
Konzertveranstaltungsorte, Opernhäuser, Musikclubs (ohne Tanz) sowie Zirkusse.  
Im Übrigen gilt § 5. 
 
 
§ 5  
Großveranstaltungen und Sportveranstaltungen mit Publikum  
(1) Großveranstaltungen und Sportveranstaltungen mit Publikum mit einer Besucherzahl 

von mehr als 1 000 Personen dürfen stattfinden, wenn 
  
1. eine datenschutzkonforme und datensparsame Erhebung von Kontaktdaten nach § 7 

Absatz 1 Satz 4 bis 7 möglich ist und  

2. ein von der zuständigen kommunalen Behörde auf die Veranstaltungsart bezogenes 
genehmigtes Hygienekonzept vorliegt.  

 

(2) Für Versammlungen im Sinne des Sächsischen Versammlungsgesetzes vom 25. Ja-
nuar 2012 (SächsGVBl. S. 54), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 11. Mai 
2019 (SächsGVBl. S. 358) geändert worden ist, gelten die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 nicht.  

 
14 https://www.coronavirus.sachsen.de/amtliche-bekanntmachungen.html#a-7434 
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(3) Ab 20 Neuinfektionen auf 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen vor Beginn 
der Veranstaltung im Landkreis oder in der Kreisfreien Stadt, sind Großveranstaltungen 
und Sportveranstaltungen nach Absatz 1 ohne weitere behördliche Entscheidung unter-
sagt. Die zuständige kommunale Behörde kann die Durchführung der Veranstaltung ge-
nehmigen, wenn es sich um einen konkreten abgrenzbaren Ausbruch handelt und die 
Durchführung der Veranstaltung daher vertretbar ist. Das Verbot nach Satz 1 gilt solange, 
bis die Zahl der Neuinfektionen die Schwelle von 20 während mehr als sieben Tagen un-
terschritten ist. Dies gilt auch für bereits genehmigte Groß- und Sportveranstaltungen.  

 
§ 7  
Gebiete mit erhöhtem Infektionsrisiko  
(1) Abhängig von den regionalen Infektionsparametern müssen die zuständigen Behör-
den verschärfende Maßnahmen ergreifen, die der Eindämmung des Infektionsgesche-
hens dienen. Spätestens bei 35 Neuinfektionen auf 100 000 Einwohner innerhalb von 
sieben Tagen sind erste derartige Maßnahmen zu treffen. Dies betrifft insbesondere die 
Erhebung von personenbezogenen Daten zur Nachverfolgung von Infektionen durch 
Veranstalter und Betreiber von Betrieben, Sportstätten, Gastronomie, Hotels, Beherber-
gungsstätten sowie Ansammlungen im öffentlichen Raum. Zulässig ist zu diesem Zweck 
die Erhebung und Speicherung von Name, Telefonnummer oder E-Mail-Adresse der Be-
sucher sowie Zeitraum des Besuchs. Diese Daten sind, geschützt vor Einsichtnahme 
durch Dritte, zu erheben und für die Dauer eines Monats nach Ende des Besuchs für die 
zuständigen Behörden (§ 8 Absatz 1 Nummer 1) vorzuhalten. Auf Anforderung sind sie 
an diese zu übermitteln; eine Verarbeitung zu anderen Zwecken ist unzulässig. Die Daten 
sind unverzüglich nach Ablauf der Frist zu löschen oder zu vernichten. Die verschärfen-
den Maßnahmen sind unverzüglich ortsüblich bekanntzugeben. Spätestens bei kumulativ 
50 Neuinfektionen auf 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen sind weitergehen-
de Maßnahmen zu ergreifen, um den Ausbruch einzudämmen und ein überregionales In-
fektionsgeschehen zu verhindern; zu diesen Maßnahmen zählen auch Kontaktbeschrän-
kungen. Ergriffene Maßnahmen sind hinsichtlich ihrer weiteren Aufrechterhaltung zu 
überprüfen, sobald die Zahl der Neuinfektionen die jeweils maßgebliche Schwelle wäh-
rend mehr als sieben Tagen unterschritten hat.  
 

(2) Für den Fall eines konkreten räumlich begrenzten Anstiegs der Infektionszahlen (Hot-
spot) sind entsprechend begrenzte Maßnahmen zu treffen. Der Vollzug des Infektions-
schutzgesetzes bleibt unberührt. Im Falle des Anstiegs von Infektionszahlen in einer Ar-
beitsstätte ist die Landesdirektion Sachsen, Abteilung Arbeitsschutz, zu informieren.  

(3) Für Gebiete mit einem erhöhten Infektionsrisiko, die sich über mehr als einen Land-
kreis oder mehr als eine Kreisfreie Stadt erstrecken, kann das Staatsministerium für So-
ziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt durch Allgemeinverfügung verschärfende 
Maßnahmen bestimmen.  
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Sachsen-Anhalt 
 
Gem. §§ 1, 2 und 4 der Achten Verordnung über Maßnahmen zur Eindämmung 
der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt 
(SiebteSARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung—7.SARS-CoV-2-EindV) gilt15:  
 

§ 1 
Allgemeine Hygieneregeln, Mund-Nasen-Bedeckung 
(1) In allen Einrichtungen, Betrieben sowie bei Angeboten und Veranstaltungen im Sinne 
dieser Verordnung sind Hygienevorschriften entsprechend den Empfehlungen des Robert 
Koch-Instituts zu beachten. Es gelten strenge Auflagen zur Hygiene, um die Reduzierung 
von Kontakten sowie den Schutz der Anwesenden vor Infektionen sicherzustellen durch: 
 
1. Einhaltung eines Mindestabstands von 1,5 Metern zu anderen Personen, soweit mög-
lich und zumutbar; dies gilt nicht für Zusammenkünfte mit Angehörigen aus maximal zwei 
Hausständen oder mit nahen Verwandten sowie deren Ehe- und Lebenspartnern; bei 
Chören und ähnlichen Gesangsgruppen gilt dies unter der Maßgabe eines Mindestab-
stands von 2 Metern zu anderen Personen, 
 
2. ein verstärktes Reinigungs- und Desinfektionsregime einschließlich regelmäßigen Lüf-
tens in geschlossenen Räumen,  
 
3. Vermeidung von Ansammlungen von mehr als zehn Personen, insbesondere Warte-
schlangen; dies gilt nicht für Zusammenkünfte mit Angehörigen aus maximal zwei Haus-
ständen oder mit nahen Verwandten sowie deren Ehe- und Lebenspartnern, 
 
4. Information über gut sichtbare Aushänge und, soweit möglich, regelmäßige Durchsa-
gen über die Verpflichtung zur Abstandsregelung und zur Einhaltung der Schutzmaß-
nahmen. 
Bei Zuwiderhandlungen sind unverzüglich Hausverbote auszusprechen. Bei Nutzung ge-
eigneter physischer Abtrennvorrichtungen (z. B. Plexiglaswänden) darf der Abstand nach 
Satz 2 Nr. 1 unterschritten werden. Lassen sich die Abstandsregelungen nach Satz 2 Nr. 
1 durch örtliche Vorkehrungen, insbesondere die räumliche Trennung, die Anordnung 
oder Freihaltung von Sitzplätzen, das Anbringen von  Abstandsmarkierungen oder durch 
verstärkten Personaleinsatz nicht sicherstellen, hat der Infektionsschutz zusätzlich zu er-
folgen durch Zugangsbeschränkungen oder Einlasskontrollen, die sicherstellen, dass sich 
in den Räumlichkeiten sowie auf dem Außengelände nur höchstens so viele Besucher 
aufhalten, dass Ansammlungen von mehr als zehn Personen vermieden werden. Unter 
Beachtung der jeweiligen Gegebenheiten hat der Veranstalter, Leiter, Betriebsinhaber, 
Geschäftsführer, Vorstand, Vereinsvorsitzende, zuständige Amtsträger oder eine andere 
Person, der die rechtliche Verantwortung obliegt oder die die tatsächliche Kontrolle aus-
übt oder damit beauftragt ist (verantwortliche Person), ein Konzept, das die aktuellen 
Empfehlungen der allgemeinen Hygiene berücksichtigt, zu erstellen und auf Verlangen 
der zuständigen Gesundheitsbehörde vorzulegen. Die zuständigen Behörden sind be-
rechtigt, die Einhaltung der erweiterten Schutzmaßnahmen zu überprüfen und weitere 
Auflagen zu 
erteilen. 
 
(2) Als textile Barriere im Sinne einer Mund-Nasen-Bedeckung (nichtmedizinische All-
tagsmaske) nach dieser Verordnung gilt jeder Schutz, der aufgrund seiner Beschaffenheit 
geeignet ist, eine Ausbreitung von übertragungsfähigen Tröpfchenpartikeln durch Husten, 
Niesen und Aussprache zu verringern, unabhängig von einer Kennzeichnung oder zertifi-
zierten Schutzkategorie (ausreichend sind daher auch aus Baumwolle oder anderem ge-
eigneten Material selbstgeschneiderte Masken, Schals, Tücher, Buffs und Ähnliches). 
Soweit nach dieser Verordnung eine Verpflichtung zur Verwendung einer Mund-Nasen- 
Bedeckung vorgeschrieben ist, gilt dies nicht für folgende Personen: 
 
1. Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres, 

 
15 https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/jlr-CoronaV8VSTrahmen 



25 

 

 
2. Gehörlose und schwerhörige Menschen, ihre Begleitperson und im Bedarfsfall für Per-
sonen, die 
mit diesen kommunizieren, 
 
3. Personen, denen die Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung wegen einer Behin-
derung, einer Schwangerschaft oder aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich oder 
unzumutbar ist; dies ist in geeigneter Weise (z. B. durch plausible mündliche Erklärung, 
Schwerbehindertenausweis, ärztliche Bescheinigung) glaubhaft zu machen. 
Zur Überwachung der Pflicht zur Mund-Nasen-Bedeckung eingesetzte Personen sind 
über die Ausnahmen in geeigneter Weise zu unterrichten. 

(3) Unberührt bleibt die Verpflichtung der Arbeitgeber zur Einhaltung der jeweiligen Ar-
beitsschutzbestimmungen. 

 

 

 

§ 2 
Veranstaltungen, Zusammenkünfte, 
Ansammlungen, Versammlungen 

(1) Jede Person ist angehalten, physisch-soziale Kontakte zu anderen Personen mög-
lichst gering zu halten. Es wird empfohlen, sich mit nicht mehr als zehn Personen aufzu-
halten und den Personenkreis, zu dem ein physisch-sozialer Kontakt besteht, möglichst 
konstant zu halten. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Zusammenkünfte mit Angehörigen 
aus maximal zwei Hausständen oder mit nahen Verwandten sowie deren Ehe- und Le-
benspartnern. Für alle Veranstaltungen, Zusammenkünfte, Ansammlungen und Ver-
sammlungen wird die Durchführung im Freien empfohlen. 

(2) Großveranstaltungen im Sinne der Empfehlungen des Gemeinsamen Krisenstabes 
des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat und des Bundesministeriums für 
Gesundheit, bei denen eine Kontaktverfolgung und die Einhaltung der allgemeinen Hygi-
eneregelungen nicht möglich ist, dürfen bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 nicht 
stattfinden. 

(3) Bei Veranstaltungen aus geschäftlichen, beruflichen, dienstlichen oder vergleichbaren 
Gründen wie Meetings, Seminare, Führungen, Fachveranstaltungen, Fachkongresse, 
Mitglieder- und Delegiertenversammlungen, Informationsveranstaltungen für Volksbegeh-
ren und Volksinitiativen, Veranstaltungen von Vereinen, Organisationen, Einrichtungen 
und Parteien sowie kirchliche und standesamtliche Trauungen und Beisetzungen ist die 
Anzahl der Teilnehmer in geschlossenen Räumen auf 500, im Außenbereich auf 1 000 
begrenzt. Ab 1. November 2020 gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass die Anzahl der Teil-
nehmer in geschlossenen Räumen auf 1 000 Personen begrenzt ist. Das vom Veranstal-
ter eingesetzte Personal zählt nicht als Teilnehmer. Veranstaltungen im Sinne dieser 
Verordnung sind alle öffentlichen und nichtöffentlichen, planmäßigen, zeitlich eingegrenz-
ten Zusammenkünfte, die nach ihrem jeweils spezifischen Zweck vom bloßen gemeinsa-
men Verweilen an einem Ort abgegrenzt sind, auf einer besonderen Veranlassung beru-
hen und regelmäßig einem Ablaufprogramm folgen. Es ist sicherzustellen, dass Gruppen 
von höchstens zehn Personen zusammenkommen; dies gilt nicht für Zusammenkünfte 
mit Angehörigen aus maximal zwei Hausständen oder mit nahen Verwandten sowie de-
ren Ehe- und Lebenspartnern. Für das gastronomische Angebot gilt § 6 entsprechend. 

(4) Die Personenbegrenzung des Absatzes 3 gilt nicht für Veranstaltungen von Parteien 
und Wählergruppen zur Aufstellung ihrer Bewerber nach den jeweiligen Wahlgesetzen für 
bevorstehende Wahlen. Nicht eingeschränkt werden ferner das Selbstorganisationsrecht 
des Landtages, der Kirchen und Religionsgemeinschaften, der Gemeinderäte, Verbands-
gemeinderäte, Kreistage und weiterer Selbstverwaltungskörperschaften und -
einrichtungen sowie Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung, der Daseinsfür- und -vorsorge oder der Wahrnehmung öffentlich-
rechtlicher Aufgaben zu dienen bestimmt sind. 
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(5) Private Feiern, bei denen die Zahl der Teilnehmer 50 Personen überschreitet, sind nur 
bei einer fachkundigen Organisation zulässig; dann gilt die Personenbegrenzung nach 
Absatz 3. Eine fachkundige Organisation im Sinne dieser Verordnung liegt vor, wenn der 
Veranstalter im Rahmen einer geschäftlichen, beruflichen, dienstlichen oder vergleichba-
ren Verantwortung das Konzept nach § 1 Abs. 1 Satz 5 erstellt hat. Das Feiern auf öffent-
lichen Plätzen und Anlagen ist unabhängig von der Personenzahl untersagt. 

(6) Bei allen Veranstaltungen hat der Veranstalter über die Maßgaben nach § 1 Abs. 1 
hinaus Vor- und Familiennamen, die vollständige Anschrift und die Telefonnummer der 
anwesenden Personen zu erfassen. Sofern nummerierte Sitzplätze genutzt werden, soll 
die Erfassung zur Erleichterung der Kontaktnachverfolgung zuzüglich der Sitzplatznum-
mer erfolgen. Hiervon ausgenommen sind private Feiern, bei denen die Zahl der Teil-
nehmer 50 Personen nicht überschreitet. Der Anwesenheitsnachweis ist vom Veranstal-
ter für die Dauer von vier Wochen nach Ende der Veranstaltung unter Einhaltung daten-
schutzrechtlicher Vorschriften vertraulich aufzubewahren und zum Zwecke der Kontakt-
nachverfolgung der zuständigen Gesundheitsbehörde auf Verlangen vollständig auszu-
händigen, spätestens zwei Monate nach Ende der Veranstaltung sind diese Daten zu lö-
schen. 

(7) Die Landkreise und kreisfreien Städte können bei kulturellen Veranstaltungen Aus-
nahmen von den Beschränkungen des Absatzes 3 Satz 1 und 2 sowie des § 1 Abs. 1 zu-
lassen. Bei einer Überschreitung der Personenzahl nach Absatz 3 von mehr als 1 000 
Personen darf die Zulassung nur erteilt werden, wenn die Staatskanzlei und Ministerium 
für Kultur und das Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration zustimmen. Die Land-
kreise und kreisfreien Städte werden zudem ermächtigt, über Absatz 3 und 6 hinaus Ein-
schränkungen für den Kulturbetrieb zur Eindämmung der Pandemie festzulegen. 

(8) Versammlungen unter freiem Himmel und in geschlossenen Räumen nach Artikel 8 
des Grundgesetzes sind, sofern es sich nicht um eine Eil- oder Spontanversammlung 
handelt, der zuständigen Versammlungsbehörde mindestens 48 Stunden vor ihrer Be-
kanntgabe fernmündlich, schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift anzuzeigen. Bei 
Versammlungen von mehr als zehn angemeldeten Teilnehmern kann die zuständige Ver-
sammlungsbehörde nach Beteiligung der zuständigen Gesundheitsbehörde die Ver-
sammlung zum Zwecke der Eindämmung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 ver-
bieten, beschränken oder mit infektionsschutzbedingten Auflagen versehen. 

 
§ 4 
Bildungs-, Kultur-, Freizeit-, Spiel-, 
Vergnügungs- und Prostitutionseinrichtungen 
(1) Folgende Gewerbebetriebe im Sinne der Gewerbeordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung 
vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1403), dürfen nicht für den Publikumsverkehr geöffnet werden: 
 
1. Tanzlustbarkeiten (wie z. B. Clubs, Diskotheken, Musikclubs; vergleichbare Einrichtun-
gen, in 
denen bei gewöhnlichem Betrieb Menschenansammlungen mit räumlicher Enge nicht 
ausgeschlossen 
werden können) und 
 
2. Volksfeste; hiervon ausgenommen sind fachkundig organisierte Veranstaltungen im 
Außenbereich mit Angeboten, die der Freizeit und Unterhaltung dienen, bei denen si-
chergestellt ist, dass nicht mehr als 1 000 Besucher gleichzeitig anwesend sind; auf § 2 
Abs. 5 Satz 2 wird verwiesen; § 2 Abs. 6 findet keine Anwendung. Abweichend von Satz 
1 Nr. 1 dürfen dort genannte Einrichtungen ab dem 1. November 2020 für den Publi-
kumsverkehr geöffnet werden, wenn die allgemeinen Hygieneregeln nach § 1 Abs. 1 ein-
gehalten, für Besucher der Anwesenheitsnachweis entsprechend § 2 Abs. 6 geführt und 
nicht mehr als 60 vom Hundert der in der Betriebserlaubnis zugelassenen Personen ein-
gelassen werden. Für deren gastronomische Angebote gilt § 6 entsprechend. 
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(2) Prostitutionsstätten und Prostitutionsfahrzeuge im Sinne des Prostituiertenschutzge-
setzes vom 21. 
Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372), geändert durch Artikel 182 der Verordnung vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I 
S. 1328), dürfen für den Publikumsverkehr geöffnet werden, wenn die Einhaltung der all-
gemeinen Hygieneregeln nach § 1 Abs. 1 sichergestellt wird. Für die Durchführung von 
Prostitutionsveranstaltungen im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes und die Öffnung 
weiterer Vergnügungsstätten im Sinne der Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) für den Publikumsverkehr 
gilt Satz 1 entsprechend. 
 
(3) Folgende Einrichtungen oder Angebote dürfen nur für den Publikumsverkehr geöffnet 
werden, 
wenn sichergestellt ist, dass die allgemeinen Hygieneregeln nach § 1 Abs. 1 eingehalten 
werden: 
 
1. Museen und Gedenkstätten, 
 
2. Bibliotheken und Archive, 
 
3. Ausstellungshäuser, 
 
4. Autokinos, 
 
5. Tierparks, zoologische und botanische Gärten sowie ähnliche Freizeitangebote ein-
schließlich 
Streichelgehege, Tierhäusern und anderen Gebäuden, 
 
6. Spielhallen, 
 
7. Spielbanken, 
 
8. Wettannahmestellen, 
 
9. Theater (einschließlich Musiktheater), 
 
10. Filmtheater (Kinos), 
 
11. Konzerthäuser und -veranstaltungsorte, 
 
12. Angebote in soziokulturellen Zentren und Bürgerhäusern, 
 
13. Planetarien und Sternwarten, 
 
14. Angebote in Literaturhäusern, 
 
15. Fitness- und Sportstudios, Rehabilitationssport, Yoga- und andere Präventionskurse, 
Indoor- 
Spielplätze, 
 
16. Bildungsangebote im Gesundheitswesen, Angebote öffentlicher und privater Bil-
dungseinrichtungen sowie vergleichbarer Einrichtungen wie Volkshochschulen, Fahr- und 
Flugschulen, Jugend- und Familienbildungsstätten, Einrichtungen der Bildung für nach-
haltige Entwicklung, Ernährungskurse, Geburtsvorbereitungskurse, Aus- und Fortbildung 
im Brandschutz, Sprach- und Integrationskurse der Integrationskursträger, Tanz- und Bal-
lettschulen, Musikschulen; bei Gesangsunterricht an Musikschulen sowie bei der Zu-
sammenkunft von Chören zum Zwecke der 
Probenarbeit ist, abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, ein Abstand von mindestens 2 
Metern 
einzuhalten; für Erwachsenenbildungseinrichtungen mit Übernachtungs- und Verpfle-
gungsbetrieb 
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(Heimvolkshochschulen) gelten die §§ 5 und 6 entsprechend, 
 
17. Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des er-
zieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes; von der Abstandsregelung nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
kann abgewichen werden, soweit die pädagogische Zielrichtung des Angebotes oder der 
Maßnahme dies erfordert; soweit möglich und zumutbar sollen vorhandene Flächen im 
Außenbereich vorrangig genutzt werden, 
 
18. Angebote von Seniorenbegegnungsstätten und -treffpunkten, 
 
19. Angebote der Mehrgenerationenhäuser; abweichende Regelungen für Beratungs-, 
Bildungs und Freizeitangebote bleiben unberührt, 
 
20. Freizeitparks, 
 
21. Badeanstalten, Schwimmbäder, einschließlich sogenannte Freizeit- und Spaßbäder 
sowie Heilbäder; auf § 8 Abs. 4 wird verwiesen, 
 
22. Saunas und Dampfbäder. 
Besucher der in den in Satz 1 Nrn. 6 bis 16 sowie 18 und 19 aufgeführten Einrichtungen 
haben in Bereichen, in denen die Abstandsregelung nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 nicht 
eingehalten werden kann (z.B. in engen Gängen, bei unvermeidbarer gemeinsamer Nut-
zung von Fahrzeugen) eine textile Barriere im Sinne einer Mund-Nasen-Bedeckung nach 
§ 1 Abs. 2 zu tragen. Für Einrichtungen der Kultur können die Landkreise und kreisfreien 
Städte Ausnahmen von den Beschränkungen des § 1 Abs. 1 zulassen. 
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Schleswig-Holstein: 

Es findet u.a. § 5 der Ersatzverkündung (§ 60 Abs. 3 Satz 1 LVwG) der Landes-

verordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 Anwendung16.  
 

§ 5 Veranstaltungen 

(1) Veranstaltungen mit mehr als 1 500 Personen sind untersagt, soweit in Absatz 4 und 
5 keine Ausnahmen vorgesehen sind.. 

(2) Die Begrenzung der Personenzahl aus § 2 Absatz 4 findet auf Veranstaltungen im öf-
fentlichen Raum keine Anwendung. Sie sind nur zulässig, wenn die Voraussetzungen 
nach Absatz 3, 4 oder 5 erfüllt sind. Darüber hinaus sind die nachfolgenden Vorausset-
zungen zu erfüllen: 

1. Die Veranstalterin oder der Veranstalter erstellt nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein 
Hygienekonzept; 

2. es wird nicht getanzt, soweit es sich dabei nicht um berufliche Tätigkeit handelt; 
3. in geschlossenen Räumen dürfen Aktivitäten mit einer erhöhten Freisetzung von 

Tröpfchen, insbesondere gemeinsames Singen oder der Gebrauch von Blasinstru-
menten, stattfinden, wenn  

1. es sich um Solodarbietungen, um berufliche Tätigkeit oder um Musikproben ohne 
Publikum handelt, 

2. zwischen den Akteurinnen und Akteuren jeweils ein Mindestabstand von 2,5 Metern 
eingehalten wird oder die Übertragung von Tröpfchen durch ähnlich geeignete physi-
sche Barrieren verringert wird, 

3. zwischen den Akteurinnen und Akteuren und dem Publikum ein Mindestabstand von 4 
Metern eingehalten wird oder die Übertragung von Tröpfchen durch ähnlich geeignete 
physische Barrieren verringert wird und 

4. sich das Hygienekonzept neben den in § 4 Absatz 1 genannten Punkten auch zu den 
in Buchstaben b) und c) genannten Mindestabständen, der Reinigung und Desinfekti-
on gemeinsam genutzter Gegenstände, dem Umgang mit Kondenswasser bei Blasin-
strumenten, der Eindämmung der Aerosolausbreitung bei Blasinstrumenten und der 
Anordnung der Akteurinnen und Akteure zueinander verhält. 

(3) Veranstaltungen im öffentlichen Raum mit Gruppenaktivität, bei denen feste Sitzplätze 
nicht vorhanden sind oder nicht nur kurzzeitig verlassen werden und bei denen der Teil-
nehmerkreis nicht wechselt wie Feste, Empfänge, Führungen und Exkursionen, dürfen 
eine Teilnehmerzahl von 150 Personen außerhalb geschlossener Räume und 50 Perso-
nen innerhalb geschlossener Räume nicht überschreiten. Die Veranstalterin oder der 
Veranstalter hat die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßgabe 
von § 4 Absatz 2 zu erheben. Abweichend von Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 ist bei Fami-
lienfeiern Tanzen zulässig, soweit zwischen den Tänzerinnen, Tänzern und tanzenden 
Paaren ein Abstand von zwei Metern eingehalten wird. 

(4) Märkte und vergleichbare Veranstaltungen mit wechselnden Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern im öffentlichen Raum wie Messen, Flohmärkte oder Landmärkte dürfen eine 
gleichzeitige Teilnehmerzahl von 1 500 Personen außerhalb geschlossener Räume und 
750 Personen innerhalb geschlossener Räume nicht überschreiten. Die Zahl der gleich-
zeitig anwesenden Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist auf eine Person je sieben Quad-
ratmeter begehbarer Fläche zu begrenzen. Die Einhaltung des Abstandsgebots ist auch 
durch eine angemessene Anzahl an Ordnungskräften sicherzustellen. Alkohol darf ohne 
Genehmigung der zuständigen Behörde nicht ausgeschenkt werden. Die Begrenzung der 
Teilnehmerzahl aus Absatz 1 und Satz 1 gilt nicht, wenn der Veranstalter gewährleistet, 
dass 

 
16 https://schleswig-
holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/Landesverordnung_Corona.html#doc215c4238-f97d-40cc-
8439-d4d4bc6c2ba7bodyText5 
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1. das Hygienekonzept gemäß § 4 Absatz 1 von der zuständigen Behörde genehmigt ist, 
2. bei Veranstaltungen in geschlossenen Räumen der Luftaustausch durch Frischluftzu-

fuhr sichergestellt und dies kontinuierlich mittels Kohlendioxid-Sensoren überprüft 
wird, 

3. alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 eine Mund-
Nasen-Bedeckung tragen und 

4. erkennbar berauschte Personen sowie Personen mit akuten Atemwegserkrankungen 
oder mit anderen Symptomen, die auf eine Erkrankung mit Covid-19 im Sinne der je-
weils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hinweisen, nicht eingelassen wer-
den. 

Bei Veranstaltungen nach Satz 5 sind die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer nach Maßgabe des § 4 Absatz 2 zu erheben. Wochenmärkte sind keine Veran-
staltungen im Sinne dieser Vorschrift. 

(5) Veranstaltungen im öffentlichen Raum, bei denen die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer feste Sitzplätze haben, die sie höchstens kurzzeitig verlassen, (Sitzungscharakter) 
wie Konzerte, Vorträge, Lesungen, Theater, Kinos und Autokinos dürfen eine gleichzeiti-
ge Teilnehmerzahl von 1 500 Personen außerhalb geschlossener Räume und 750 Per-
sonen innerhalb geschlossener Räume nicht überschreiten. Auf Antrag kann die zustän-
dige Behörde bei Veranstaltungen außerhalb geschlossener Räume auch fest zugewie-
sene Stehplätze zulassen. Die Veranstalterin oder der Veranstalter hat die Kontaktdaten 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben. Das 
Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 gilt für Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf Sitzplätzen 
nicht, wenn der Veranstalter gewährleistet, dass 

1. nicht mehr als die Hälfte der zur Verfügung stehenden Sitzplätze besetzt werden, 
2. die Sitzplätze unmittelbar neben, vor und hinter jeder Teilnehmerin und jedem Teil-

nehmer nur mit den in § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und 4 genannten Personen oder 
den Mitgliedern einer Kohorte nach § 12 Absatz 1 Satz 4 besetzt sind, oder die Über-
tragung von Viren durch ähnlich geeignete physische Barrieren verhindert wird, 

3. alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Maßgabe 
von § 2 Absatz 5 tragen und 

4. die von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern jeweils genutzten Sitzplätze zusam-
men mit ihren jeweiligen Kontaktdaten erfasst werden. 

Das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 gilt für Teilnehmerinnen und Teilnehmer auch dann 
nicht, wenn ausschließlich Mitglieder einer einzelnen Kohorte nach § 12 Absatz 1 Satz 4 
sowie ihre Aufsichtspersonen an der Veranstaltung teilnehmen. Die Begrenzung der Teil-
nehmerzahl aus Satz 1 und Absatz 1 gilt nicht, wenn der Veranstalter gewährleistet, dass 

1. nicht mehr als ein Viertel der insgesamt zur Verfügung stehenden Plätze besetzt werden, 
2. alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Maßgabe von 

§ 2 Absatz 5 tragen, 
3. kein Alkohol ausgeschenkt oder verzehrt wird, 
4. erkennbar berauschte Personen sowie Personen mit akuten Atemwegserkrankungen o-

der mit anderen Symptomen, die auf eine Erkrankung mit Covid-19 im Sinne der jeweils 
aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hinweisen, nicht eingelassen werden, 
5. die Einhaltung des Abstandsgebots jenseits der zugewiesenen Plätze und die Durch-

setzung des Hygienekonzeptes durch eine angemessene Anzahl an Ordnungskräften 
sichergestellt wird, 

6. das Hygienekonzept gemäß § 4 Absatz 1 von der zuständigen Behörde genehmigt ist 
und 

7. bei Veranstaltungen in geschlossenen Räumen der Luftaustausch durch Frischluftzu-
fuhr erfolgt und dies kontinuierlich mittels Kohlendioxid-Sensoren überprüft wird. 

(6) Veranstaltungen im privaten Wohnraum und dazugehörigem befriedeten Besitztum, 
die den in § 2 Absatz 4 genannten Personenkreis überschreiten, sind unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 2 Satz 3 zulässig. Sie dürfen eine Gesamtteilnehmerzahl von 
150 Personen außerhalb geschlossener Räume und 50 Personen innerhalb geschlosse-
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ner Räume nicht überschreiten. Die Veranstalterin oder der Veranstalter hat die Kontakt-
daten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben. 
§ 3 Absatz 3 findet keine Anwendung. Abweichend von Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 ist bei 
Familienfeiern Tanzen zulässig, soweit zwischen den Tänzerinnen, Tänzern und tanzen-
den Paaren ein Abstand von zwei Metern eingehalten wird. 

(7) Absätze 1 bis 6 sowie § 2 Absatz 4 und § 3 gelten nicht 

1. für Veranstaltungen und Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung, der Rechtspflege, der Beratung von Organen öffentlich-
rechtlicher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen oder der Daseinsfür- und -
vorsorge zu dienen bestimmt sind; dies betrifft insbesondere Veranstaltungen und Sit-
zungen der Organe, Organteile und sonstigen Gremien der gesetzgebenden, vollzie-
henden und rechtsprechenden Gewalt sowie Einrichtungen des Selbstorganisations-
rechtes des Volkes wie Gemeindewahlausschüsse; 

2. für Zusammenkünfte, die aus geschäftlichen, beruflichen oder dienstlichen Gründen, 
zur Durchführung von Prüfungen oder zur Betreuung erforderlich sind; 

3. im Rahmen der Kindertagesbetreuung, einer außerfamiliären Wohnform oder von Be-
treuungs- und Hilfeleistungsangeboten nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch – 
Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII). 

Bei Einrichtungen und Veranstaltungen nach Satz 1 Nummer 1 sind Kontaktdaten nach 
Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben. 

(8) Absatz 1, Absatz 2 Satz 2 und Absätze 3 bis 6 gelten nicht für unaufschiebbare Ver-
anstaltungen von Parteien und Wählergruppen zur Aufstellung ihrer Bewerberinnen und 
Bewerber nach den jeweiligen Wahlgesetzen für unmittelbar bevorstehende Wahlen. 
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Thüringen17: Es gilt u.a. § 7 der Zweiten Thüringer Verordnung über grundlegende 
Infektionsschutzregeln zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus  Sars-Cov-
2; gültig seit dem 30.8.20: 
 
 

§ 7  

Durchführung von Veranstaltungen, Dienstleistungen, Anzeigepflichten bei priva-
ten Veranstaltungen 

(1)   Mit Erlaubnis der nach § 12 Abs. 1 zuständigen Behörde können durchgeführt wer-
den: 

1. Volks-, Dorf-, Stadt-, Schützen- oder Weinfeste, Kirmes, Festivals und ähnliche, öf-
fentliche, frei oder gegen Entgelt zugängliche Veranstaltungen, jeweils auch mit Fahr-
geschäften oder mit Tanzbestandteilen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3, 

2. Tanzveranstaltungen mit Zuschauern, die nicht unter Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 fal-
len, sowie 

3. Sportveranstaltungen, soweit es sich nicht um eine Veranstaltung im Rahmen des or-
ganisierten Sportbetriebs nach einer vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
nach § 7 Abs. 2 ThürIfSGZustVO erlassenen Verordnung handelt. 

Die zuständige Behörde kann Auflagen erteilen. Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die 
Veranstaltung nach Satz 1 insbesondere nach ihrem Gesamtgepräge, ihrer Organisation, 
dem geplanten Ablauf, der Dauer, der Anzahl der erwarteten Teilnehmer, der Art und der 
auch überregionalen Herkunft der zu erwartenden Teilnehmer oder nach den räumlichen 
und belüftungstechnischen Verhältnissen am Veranstaltungsort unter besonderer Be-
rücksichtigung des aktuellen SARS-CoV-2-Infektionsgeschehens am Veranstaltungsort in 
besonderem Maße geeignet ist, die Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu för-
dern. Spätestens eine Woche vor Veranstaltungsbeginn ist die Erlaubnis bei der zustän-
digen Behörde zu beantragen. 

(2) Für den Publikumsverkehr können die folgenden öffentlichen, frei oder gegen Entgelt 
zugänglichen Veranstaltungen und Dienstleistungen unabhängig von der jeweiligen Trä-
gerschaft oder den Eigentumsverhältnissen unter Einhaltung der Infektionsschutzregeln 
nach § 3 Abs. 2 und 3 sowie den §§ 4 und 5 Abs. 1 bis 4 durchgeführt werden mit der 
Maßgabe, dass das jeweilige Infektionsschutzkonzept nach § 5 Abs. 1 der nach § 12 
Abs. 1 zuständigen Behörde spätestens eine Woche vor Veranstaltungsbeginn vorzule-
gen ist: 

1. Schautänze, Tanzdarbietungen und -vorführungen, jeweils mit sitzenden Zuschauern, 
2. Volkstanz, sofern feste Gruppen mit namentlich bekannten Teilnehmern gewährleistet 

sind, 
3. kulturelle Tanzveranstaltungen wie Debütanten-, Abitur- oder Abschlussbälle, 
4. sexuelle Dienstleistungen in Prostitutionsstätten im Sinne des Prostituiertenschutzge-

setzes vom 21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372) in der jeweils geltenden Fassung, an 
denen nicht mehr als zwei Personen gleichzeitig beteiligt sind. 

Bei Veranstaltungen nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 unter freiem Himmel bedarf es keiner vorhe-
rigen Vorlage des Infektionsschutzkonzepts; ab 100 Teilnehmern beziehungsweise Zu-
schauern ist die Veranstaltung mindestens zwei Werktage vor Veranstaltungsbeginn der 
nach § 12 Abs. 1 zuständigen Behörde anzuzeigen. Im Übrigen bleibt § 18 Abs. 1 unbe-
rührt. 

(3) Die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 hat der nach § 12 Abs. 1 zuständigen Be-
hörde nicht öffentliche Veranstaltungen sowie private oder familiäre Feiern 

 
17 https://www.tmasgff.de/covid-19/verordnung#c891 
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1. in geschlossenen Räumen mit mehr als 50 Personen oder 
2. unter freiem Himmel mit mehr als 100 Personen 

mindestens zwei Werktage vor Veranstaltungsbeginn anzuzeigen. Zur Vermeidung der 
Förderung des SARS-CoV-2-Infektionsgeschehens sind geeignete Infektionsschutzvor-
kehrungen durch die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 zu veranlassen. Dies 
schließt geeignete Maßnahmen zur Nachvollziehbarkeit der teilnehmenden Personen zur 
Feststellung von Infektionsketten ein. Die Sätze 2 und 3 gelten auch für Veranstaltungen 
nach Satz 1 in Gaststätten im Sinne des Thüringer Gaststättengesetzes. 
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